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Dominanz der Ökonomie: Entscheidet 
die Wirtschaftslage Wahlen?
Ruth Beckmann, Philipp Trein, Stefanie Walter

»Stell Dir vor es ist Krise – und keiner geht hin!« 
(Lilienthal, Welt Online, 16.09.2009)

»Für die meisten Nürnberger war die Wirtschaftskrise das wichtigste Thema bei der 
Bundestagswahl – sie gaben der Partei ihre Stimme, der sie am ehesten zutrauen, 

mit den Folgen dieser Krise fertig zu werden.« 
(Puschner, Nürnberger Zeitung, 05.10.2009)

1.	 Der Mythos: Die Wirtschaftslage entscheidet Wahlen

»It’s the economy, stupid!« Mit diesem Wahlkampf-Slogan gelang es Bill 
Clinton 1992, die US-Präsidentschaftswahlen zu gewinnen, indem er die 
Wähler immer wieder auf die schlechte Wirtschaftsbilanz der republikani-
schen Vorgängerregierung hinwies. Eine zutreffende Aussage auch für die 
US-Präsidentschaftswahl 2008, bei der in erster Linie die größte Wirtschafts-
krise der Nachkriegszeit den Wahlausgang zugunsten Barack Obamas ent-
schied (Lewis-Beck/Nadeau 2009) sowie die US-Kongresswahlen 2010, wo 
die anhaltende Rezession und die hohe Arbeitslosigkeit die Hauptgründe für 
das gute Abschneiden der oppositionellen Republikaner gewesen zu sein 
scheinen. Auch die Wahlen zum deutschen Bundestag 2009 fanden vor dem 
Hintergrund der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise statt, welche das 
deutsche Finanzsystem an den Rand des Kollapses brachte und zu einem 
massiven Produktionsrückgang in der deutschen Wirtschaft führte. Diese 
außergewöhnlichen Umstände legen den Verdacht nahe, dass die weltweite 
Krise auf den Ausgang der Bundestagswahl 2009 einen ebenfalls außerge-
wöhnlich hohen Einfluss gehabt hat. Aber ist diese Aussage richtig? Be-
stimmte, wie man in den Medien so oft hörte, tatsächlich in erster Linie die 
Wirtschafts- und Finanzkrise die Wahlentscheidungen der Bürger? Und 
wenn ja, welche Partei oder Parteien konnten von der Krise profitieren und 
welche wurden durch sie geschwächt? Und ganz grundsätzlich gefragt: wel-
chen Stellenwert hat die Wirtschaftslage generell für die Wahlentscheidung 
der deutschen Wahlbürger ein?
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Um diesen Fragen nachzugehen werden wir zunächst die mediale und die 
politikwissenschaftliche Diskussion zum Zusammenhang von Wirtschaftsla-
ge und Wahlverhalten darstellen. Anschließend wird die Wechselwirkung 
von Wirtschaftslage und Wahlverhalten im Zeitverlauf nachvollzogen und 
schließlich anhand der Bundestagswahl 2009 auf Wahlkreisebene und indi-
vidueller Ebene überprüft. Eine kurze Diskussion unserer Ergebnisse rundet 
das Kapitel ab.

»Is it really the economy«- Wirtschaftslage und Wahlverhalten in der 
öffentlichen Diskussion

Die Vorhersage, dass die globale Wirtschafts- und Finanzkrise die Bundes-
tagswahl 2009 entscheiden würde, zog sich vor der Bundestagswahl durch 
viele Meldungen und Kommentare. »Ob die Parteien es wollen oder nicht, 
es gibt ein alles überlagerndes Thema selbst in diesem Wahlkampf. Die welt-
weite Wirtschaftskrise wird einen erheblichen Einfluss auf die Wahlentschei-
dung der Deutschen am kommenden Sonntag haben«, schrieb beispielsweise 
der Tagesspiegel am 25.09.2009 (Schäuble, Der Tagesspiegel, 25.09.2009). 
Der Gewerkschaftsführer Frank Bsirske (2009) sah »das Wahljahr 2009 […] 
beherrscht von der schwersten Wirtschafskrise seit Gründung der Bundesre-
publik Deutschland« und der damalige baden-württembergische Minister-
präsident Günther Oettinger zählte die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
und die Situation auf dem Arbeitsmarkt zu den wahlentscheidenden Proble-
men der Republik (Oettinger befürchtet Einnahmeausfälle der Länder und 
Kommunen, ddp Nachrichtenagentur, 12.07.2009). Deutschlandweite Um-
fragen zeigten darüber hinaus, dass die Wirtschaftskrise von den Wählern als 
wichtiges Thema wahrgenommen wurde. So gab knapp die Hälfte der Be-
fragten des ARD-Deutschlandtrends im August 2009 an, dass sie sich Sor-
gen um ihre persönliche wirtschaftliche Zukunft machten und mehr als die 
Hälfte glaubte, dass der schlimmste Teil der Krise dem Land noch bevorstehe 
(Infratest dimap 2009: 6), während 80 Prozent der Befragten im Politbaro-
meter die Krise trotz einer positiven Entwicklung als noch nicht überwun-
den einschätzten (Forschungsgruppe Wahlen 2009). Zentral war in diesem 
Kontext die Frage, ob, und wenn ja wen, die Wähler für die krisenbedingte 
Verschlechterung der Wirtschaftslage bestrafen würden.

Vor dem Hintergrund der massiven wirtschaftlichen Probleme wurde 
auch viel über die Auswirkungen der Krise auf das Wahlergebnis der einzel-
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nen Parteien spekuliert: So schrieb Thorsten Faas in der Zeit vom 17. Juli 
2009, »die Wirtschaftskrise nutzt bisher vor allem der Union. Aber wenn die 
Arbeitslosigkeit deutlich steigt und die Angst der Bevölkerung wächst, könn-
te sich das ändern« und in der Stuttgarter Zeitung war am 22. Juni 2009 zu 
lesen: »wenn es viele Entlassungen und Firmenzusammenbrüche gibt, kann 
die Linke noch gewinnen. Arbeitslose bilden die Wählergruppe, die die Par-
tei am stärksten unterstützt« (Trauthig, Stuttgarter Zeitung, 22.06.2009). 
Neben der Bestrafungs-Frage standen also auch die Auswirkungen der Krise 
auf die einzelnen politischen Parteien im Fokus des Medieninteresses.

Allerdings gab es auch Stimmen, die der Wirtschaftskrise den Platz als 
wichtigstes Thema im Wahlkampf absprachen: Das Nachrichtenmagazin 
Focus schrieb beispielsweise am 21.09.2009, gut eine Woche vor der Bundes-
tagswahl, »die Krise ist nicht das Megathema. Es gibt überhaupt kein Mega-
thema« im Wahlkampf 2009 (van Ackeren u. a., Focus, 21.09.2009). Auch 
der Wahlkampf als solcher wurde als sehr ruhig bis kaum vorhanden be-
schrieben, ein Umstand, den die Bundeskanzlerin Angela Merkel der Ernst-
haftigkeit der Wirtschaftslage zuschrieb (Merkel setzt auf ein Bündnis mit 
der FDP, Berliner Morgenpost, 28.08.2009). Gleichzeitig waren die Auswir-
kungen der Krise im Herbst 2009 für viele Wähler noch nicht direkt spürbar, 
sodass die Wirtschafts- und Finanzkrise bis zur Wahl vor allem als »ein The-
ma der Eliten« dargestellt wurde (Gösmann, Rheinische Post Düsseldorf, 
07.06.2009).

Angesichts der Schwere der Wirtschaftskrise verwundern diese Feststel-
lungen auf den ersten Blick. Allerdings unterschied sich die Bundestagswahl 
2009 durch zwei weitere Besonderheiten von anderen Wahlen in der Vergan-
genheit: Zum einen war die globale Wirtschafts- und Finanzkrise, die 2008/9 
die deutsche Wirtschaft erschütterte, nicht hausgemacht, sondern hatte ih-
ren Ursprung auf dem amerikanischen Immobilienmarkt. Im Gegensatz zu 
früheren Jahren, als Probleme oder Erfolge auf dem Arbeitsmarkt stark von 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen der Bundesregierung geprägt waren, 
konnte die deutsche Bundesregierung daher glaubwürdig auf eine nur gerin-
ge Verantwortung für die gegenwärtige Krise verweisen. Zweitens war ange-
sichts der großen Koalition die Verantwortung für das Krisenmanagement 
nicht klar einer Regierungspartei zuzuordnen. Neben Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) gehörten sowohl Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) als auch 
Wirtschaftsminister Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU) zu den Krisenma-
nagern der ersten Reihe. Für den Wähler war es damit schwieriger als in an-
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deren Wahljahren, einer der Regierungsparteien eindeutig die Verantwor-
tung für die schlechte Wirtschaftslage zuzuschreiben.

Die genaue Auswirkung der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise auf 
den deutschen Wähler bleibt angesichts dieser, in mehrerer Hinsicht außer-
gewöhnlichen Wahl also unklar. Ließen sich die Wähler in ihrer Wahlent-
scheidung von der Wirtschaftskrise beeinflussen oder nicht? Wenn ja, wie 
genau wirkte sich die Wirtschaftslage auf das Wahlverhalten aus? Hinweise 
auf Antworten lassen sich in politikwissenschaftlichen Forschungsarbeiten 
zum »ökonomischen Wählen« finden.

»It́ s the economy – but how?« –  
Wirtschaftslage und Wahlverhalten in der Politikwissenschaft

Die umfassende politikwissenschaftliche Forschung über den Zusammen-
hang von wirtschaftlicher Lage und Wahlverhalten zeigt ganz klar, dass es 
eine solche Beziehung gibt: Wirtschaftliche Entwicklungen wirken sich auf 
den Wahlausgang aus, wenngleich die Stärke dieses Zusammenhangs in ver-
schiedenen Ländern und zu verschiedenen Zeitpunkten unterschiedlich ist 
(Lewis-Beck/Stegmaier 2000, 2007; Duch/Stevenson 2008). Dieser Befund 
ist nicht überraschend, hat doch die Wirtschaftslage einen ganz erheblichen 
Einfluss auf das Wohlergehen der einzelnen Wähler. Während dieser Zusam-
menhang am umfassendsten für die USA untersucht wurde, zeigt eine ganze 
Reihe politikwissenschaftlicher Studien, dass Deutschland hier keine Aus-
nahme bildet: Auch die deutschen Wähler berücksichtigen bei ihrer Wahl-
entscheidung traditionell die wirtschaftliche Lage als wichtigen Faktor (siehe 
z.B. Maier/Rattinger 2004).

Umstrittener ist allerdings die Frage, warum und wie genau die Wirt-
schaftslage das Wahlverhalten beeinflusst. Bestrafen die Wähler grundsätz-
lich die Regierungsparteien für eine Verschlechterung der Wirtschaftslage, 
während sie sie für eine Verbesserung eher mit ihrer Wählerstimme beloh-
nen? Oder orientieren sich Wähler eher an Parteipolitik und wählen diejeni-
ge Partei, deren wirtschaftspolitische Ausrichtung am ehesten der aktuellen 
wirtschaftlichen Problemlage entspricht? Die politikwissenschaftliche For-
schung unterscheidet zwei Haupt-Erklärungsansätze für den Einfluss der 
Wirtschaftslage auf das Wählerverhalten: Erstens, die Belohnungs-Bestrafungs-
Hypothese, bei der die Wähler die Regierungspartei(en) an der Wahlurne für 
eine Verschlechterung der Wirtschaftslage abstrafen und sie für eine Verbes-
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serung belohnen, und zweitens die Parteiendifferenz-Hypothese, bei der sich 
die Wähler für die Partei entscheiden, der sie die größte Kompetenz zur Lö-
sung aktueller wirtschaftlicher Probleme zuschreiben.

Belohnungs-Bestrafungs-Hypothese: Die Belohnungs-Bestrafungs-Hy-
pothese geht davon aus, dass Wähler ihre Wahlentscheidung für oder gegen 
eine der Regierungsparteien vom Erfolg bzw. Misserfolg ihrer Wirtschafts-
politik abhängig machen.1 Dabei beurteilen die Wähler die Regierungsper-
formanz danach, ob sich ihre eigene oder die nationale wirtschaftliche Situ-
ation in der letzten Zeit verbessert oder verschlechtert hat (Key 1966; Fiorina 
1981) und/oder wie sich die Wirtschaftslage am Wahltag darstellt. Eine Ver-
besserung der Wirtschaftslage erhöht dann die Wahrscheinlichkeit, dass ein 
Wähler einer der Regierungsparteien bei der nächsten Wahl die Stimme 
schenkt, während eine Verschlechterung der Wirtschaftslage das Gegenteil 
bewirkt. Auch Wähler, die ihre gegenwärtige persönliche wirtschaftliche 
Lage sowie die Wirtschaftslage ihres Landes eher negativ einschätzen, sind 
weniger geneigt, die amtierenden Parteien erneut zu wählen, vor allem dann, 
wenn sie die Entscheidungshoheit der Regierung als hoch einschätzen (Kel-
lermann/Rattinger 2006). Dies bedeutet, dass Regierungsparteien immer 
dann mit einem Stimmenrückgang zu rechnen haben, wenn sich die Wirt-
schaftsdaten verschlechtern, während ein Wirtschaftsaufschwung zu Stim-
mengewinnen führen sollte.

Parteiendifferenz-Hypothese: Während die Belohnungs-Bestrafungs-Hy-
pothese für alle Arten von Regierungen den gleichen Effekt vorhersagt und 
dabei nicht zwischen verschiedenen Parteiideologien unterscheidet, stehen 
genau solche Unterschiede im Fokus der Parteiendifferenz-Hypothese.2 Sie 
basiert auf dem Argument, dass die Wähler den Parteien unterschiedliche 
wirtschaftspolitische Kompetenzen zuschreiben und sich bei der Wahl an 
diesen Zuschreibungen orientieren (Hibbs 1977; Schmidt 1982). Angesichts 
grundlegender inhaltlicher Unterschiede zwischen rechten und linken Par-
teien hängt der Einfluss der Wirtschaftslage auf die Wahlentscheidung in 
diesem Ansatz von der parteipolitischen Färbung der Regierungsparteien ab. 
Ausgangspunkt ist die Annahme, dass Wähler rechter Parteien eine konser-
vative Finanzpolitik bevorzugen, da erhöhte Inflationsraten diese Gruppen 

	 1	Andere Autoren sprechen im Zusammenhang mit diesem Erklärungsansatz auch von der 
»Anti-Regierungshypothese« (z.B. Rattinger/Maier 1998) und der »Incumbency-Hypo-
these« (z.B. Maier/Rattinger 2004; Kellermann/Rattinger 2006).

	 2	Die Parteiendifferenz-Hypothese ist auch unter dem Namen »Policy-Hypothese« (z.B. Ki-
ewiet 1983; Rattinger 1986) und »Klientelhypothese« (z.B. Faas/Rattinger 2003) be-
kannt.
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besonders negativ betreffen, während Wähler linker Parteien empfindlicher 
auf Probleme im Bereich der Arbeitslosigkeit reagieren. Mit Blick auf die 
Wirtschaftslage bedeutet dies, dass Inflation und Arbeitslosigkeit die wich-
tigsten Themen sind, welche Wähler in ihrer Wahlentscheidung berücksich-
tigen – eine Vorhersage, die viele empirische Studien zum ökonomischen 
Wählen bestätigen (Lewis-Beck/Paldam 2000)3 – und dass diese beiden ma-
kroökonomischen Faktoren von den Wählern verschiedener Parteien unter-
schiedlich stark gewichtet werden. Eine geringe Inflationsrate ist demnach 
für konservative Regierungen vorteilhaft, während linke Regierungen vor 
allem für sinkende Arbeitslosenquoten belohnt werden. Im Gegenzug wir-
ken sich hohe Preissteigerungen schädlich für rechte, und steigende Arbeits-
losenquoten schlecht für linke Regierungsparteien aus (Powell/Whitten 
1993). Bei der Evaluation der vergangenen wirtschaftlichen Entwicklung 
strafen die Wähler eine Regierungspartei also besonders dann ab, wenn sie 
auf ihrem ureigensten Kompetenzfeld versagt hat. Für Deutschland bedeutet 
dies konkret, dass die Wähler die SPD für ansteigende Arbeitslosenzahlen 
und die CDU für eine steigende Inflationsrate mit Stimmentzug bestrafen 
würden. Eine Differenzierung des Wahlverhaltens gibt es darüber hinaus in 
Bezug auf die Zukunftserwartungen der Wähler. Wähler, welche bei ihrer 
Wahlentscheidung vornehmlich die in den nächsten Jahren am dringlichsten 
zu lösenden Aufgaben berücksichtigen, werden eher die Partei wählen, von 
der sie diesbezüglich eine höhere Problemlösungskompetenz erwarten. Das 
bedeutet, dass bei Problemen im Bereich der Arbeitslosigkeit eher die SPD 
oder die Linke und bei Problemen der Preisstabilität eher Union oder FDP 
gewählt werden sollten.

Die beiden großen politikwissenschaftlichen Erklärungsansätze zu den 
Auswirkungen der Wirtschaftslage auf das Wahlverhalten unterscheiden sich 
also klar in ihren empirischen Vorhersagen. Beide sagen voraus, dass die 
Wirtschaftslage das Wahlverhalten beeinflusst, aber die Wirkungsweise ist 
unterschiedlich. Aufbauend auf diesen Vorhersagen widmet sich der Rest 
dieses Kapitels der Frage, wie sich die Wirtschaftslage in Deutschland tradi-
tionell und bei der krisengeprägten Wahl 2009 auf das Wahlverhalten ausge-
wirkt hat.

	 3	Im deutschen Kontext spielt dabei angesichts der normalerweise eher geringen Inflations-
raten das Thema Arbeitslosigkeit eine besonders wichtige Rolle (Kellermann/Rattinger 
2006).
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2.	 Trends im Wahlverhalten der Deutschen

Wir beginnen unsere Untersuchung mit einem kurzen Überblick über gene-
relle Trends im Zusammenspiel von Wirtschaftslage und Wahlergebnissen in 
Deutschland. Der Fokus liegt dabei auf der Entwicklung der Wahlabsichten 
der Bundesbürger im Vergleich mit den wirtschaftlichen Kernzahlen in den 
letzten 3 Jahrzehnten. Abbildungen 1 und 2 zeigen die Entwicklung des An-
teils der Bürger, der am nächsten Sonntag eine der jeweiligen Regierungspar-
teien wählen würde, im Vergleich mit der Entwicklung der nationalen Ar-
beitslosenquote bzw. des Wirtschaftswachstums.4 Dabei sind die jeweiligen 
Stimmanteile der Regierung auf der linken Längsachse der Abbildung abge-
tragen, während die Achse auf der rechten Seite die Veränderungen in der 
Arbeitslosenquote (Abb. 1) bzw. des Wachstums des Bruttoinlandsproduktes 
(Abb. 2) abbildet. Die Schattierungen im Hintergrund der Abbildungen ge-
ben dabei an, welche Koalition im jeweiligen Zeitraum an der Regierung 
war.

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Arbeitslosenquote sowie des po-
tentiellen Stimmenanteils für die Regierungsparteien. Hier sehen wir, dass 
bei steigender Arbeitslosigkeit die Wahrscheinlichkeit der Wahl einer Regie-
rungspartei sinkt (mit Ausnahme der 80er Jahre, wo dieser Zusammenhang 
weniger stark ausgeprägt zu sein scheint). Der Korrelationskoeffizient 
Pearson’s r, der die Stärke des Zusammenhangs zwischen zwei Variablen 
misst, beträgt für den Zusammenhang zwischen Arbeitslosenquote und der 
Wahlabsicht -0,65. Dies bedeutet, dass der Zusammenhang sehr stark ist, 
niedrigere Arbeitslosenquoten damit klar mit einem höheren potentiellen 
Stimmenanteil der Regierungsparteien assoziiert sind. So erhalten die Regie-
rungsparteien beispielsweise Ende der Siebziger Jahre, als die Arbeitslosigkeit 
in Deutschland sehr gering war, einen sehr hohen Stimmenanteil, der in 
dem Moment zu sinken beginnt, als die Arbeitslosenquote anfängt zu stei-
gen. Einen ähnlichen Effekt lässt sich zu Beginn der Neunziger Jahre beob-
achten, als ein erneuter starker Anstieg der Arbeitslosigkeit mit einem Rück-

	 4	Die Daten zum potentiellen Stimmenanteil entstammen der so genannten »Sonntagsfra-
ge« der Politbarometer-Umfragen (»Welche Partei würden Sie wählen wenn am nächsten 
Sonntag Bundestagswahl wäre?«) und werden einmal im Monat von der Forschungsgrup-
pe Wahlen erhoben (www.gesis.org). Die Daten zur Arbeitslosigkeit stammen von der 
Bundesagentur für Arbeit, die Angaben zum Wirtschaftswachstum von der Bundesbank 
(http://www.bundesbank.de; http://www.arbeitsagentur.de). 
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gang der Wahlabsicht für die Regierungsparteien einhergeht.5 Auffällig sind 
im Nach-Wende Deutschland die stärkeren Schwankungen in der Wahlab-
sicht im Vergleich zu den 1980er Jahren. Selbst ein leichter Rückgang der 
Arbeitslosigkeit geht nun mit einem Anstieg der Wahlabsicht für die Regie-
rungsparteien einher. So stieg beispielsweise 2001, als die Arbeitslosenquote 
im Vergleich der letzten zehn Jahre deutlich gesunken war, die Wahlabsicht 
für die Regierungsparteien stark an. Interessanterweise lassen sich dabei kei-
ne klaren Muster erkennen, die darauf hinweisen würden, dass die Wähler 
bei Schwankungen der Arbeitslosenquote hinsichtlich ihrer Wahlabsicht 
zwischen Regierungskoalitionen unterschiedlicher parteipolitischer Färbung 
unterscheiden.

Einen ähnlichen Zusammenhang sehen wir zwischen der Entwicklung 
des wirtschaftlichen Wachstums und der Entwicklung der Wahlabsicht für 
die Regierungsparteien. Der Zusammenhang ändert sich nicht, wenn eine 

	 5	Andere Faktoren wie die Gründung der Grünen und die Wiedervereinigung spielen für 
diese Entwicklung natürlich auch eine wichtige Rolle.

Abbildung 1: Anteil Befragter mit Wahlabsicht für Regierungsparteien und Entwicklung der Arbeitslo-
senquote 1977–2007

Quelle: Politbarometer-Umfragen der Forschungsgruppe Wahlen e.V. Mannheim (ZA 2391), Bun-
desagentur für Arbeit (http://www.arbeitsagentur.de).
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andere Volkspartei an die Regierung kommt, wenn also eine neue farbige 
Fläche beginnt. Es sind hier also wie bei der Arbeitslosigkeit keine klaren 
Parteieffekte auszumachen. Vielmehr wird positives Wirtschaftswachstum 
mit einer leichten Verzögerung von einem höheren potentiellen Stimmen-
anteil der jeweiligen Regierungsparteien begleitet. Das Jahr 2000 ist bei-
spielsweise sowohl von einem sehr hohen Wirtschaftswachstum von über 
3  Prozent, als auch einer hohen Wahlabsicht für die Regierungsparteien 
gekennzeichnet. Der darauf folgende Rückgang des Wirtschaftswachstums 
geht dagegen mit deutlich geringeren potentiellen Stimmanteilen für die 
Regierungsparteien einher.

Zwei wichtige Erkenntnisse können aus diesen beiden Abbildungen ge-
wonnen werden: Erstens, wirtschaftliche Faktoren scheinen sich klar auf die 
Wahlabsicht auszuwirken: Gute Wirtschaftsdaten, wie sinkende Arbeitslo-
senquoten oder starkes Wirtschaftswachstum, sind mit einem höheren Stim-

Abbildung 2: Anteil Befragter mit Wahlabsicht für Regierungsparteien und Entwicklung des Bruttoin-
landsproduktes 1977–2007

Quelle: Politbarometer-Umfragen der Forschungsgruppe Wahlen e.V. Mannheim (www.gesis.org), 
Bundesbank (http://www.bundesbank.de).
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menanteil für die Regierungsparteien verbunden.6 Die beiden Abbildungen 
legen zweitens nahe, dass die Regierung bei einer schlechten wirtschaftlichen 
Lage von den Wählern generell abgestraft wird und Parteieneffekte eine 
nachgeordnete Rolle spielen. Damit bestätigen diese ersten Analysen eher 
die Vorhersagen der Belohnungs-Bestrafungs-Hypothese, die einen solchen 
Effekt für alle Regierungsparteien, unabhängig von ihrer Parteifärbung, vor-
hersagt, als die der Parteiendifferenz-Hypothese. Ob dieser Befund so pau-
schal bestätigt werden kann, oder einer weiteren Differenzierung bedarf, 
werden wir im Folgenden am Beispiel der Bundestagswahl 2009 überprü-
fen.

3.	 Wirtschaftslage und Wahlverhalten:  
	 Das Beispiel Bundestagswahl 2009

Über einen längeren Zeitraum gesehen, gibt es also einen Zusammenhang 
zwischen der wirtschaftlichen Lage und den Wahlabsichten der Bundesbür-
ger. Wie genau kommt dieser Zusammenhang zwischen Wirtschaftslage und 
Wahlentscheidung zustande? Um diese Frage im Kontext der Bundestags-
wahl 2009 zu beantworten, zeigen wir zunächst, wie sich die wirtschaftliche 
Situation der Bundesrepublik vom Ausbruch der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise bis zum Wahltermin entwickelte, wie die Bürger die Entwick-
lung der Wirtschaftslage beurteilten, und wen sie für die schlechte Wirt-
schaftslage verantwortlich machten. Im Anschluss daran untersuchen wir 
den Zusammenhang zwischen Wirtschaftslage und Wahlentscheidung bei 
der Bundestagswahl 2009 im Detail.

Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf das Wahlverhalten 2009: 
Theoretische Überlegungen

Bevor wir jedoch zu den Ergebnissen unserer Untersuchung kommen, wol-
len wir einen kurzen Blick darauf werfen, welche Vorhersagen die beiden 
oben vorgestellten politikwissenschaftlichen Forschungsstränge, die Beloh-

	 6	Die Stärke des Korrelationskoeffizienten Pearsons’ r für den Zusammenhang zwischen 
dem potentiellen Stimmenanteil für die Regierungsparteien und die Veränderung des BIP 
beträgt 0,30.
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nungs-Bestrafungs-Hypothese und die Parteien-Differenz-Hypothese, be-
züglich der Bundestagswahl 2009 machen.

Da die Belohnungs-Bestrafungs-Hypothese davon ausgeht, dass Wähler 
die Regierungsparteien für eine schlechte Wirtschaftslage abstrafen, macht 
dieser Ansatz für die Wahlen zum deutschen Bundestag im September 2009 
die Vorhersage, dass die Parteien der großen Koalition, also CDU/CSU und 
SPD, angesichts der durch die Wirtschafts- und Finanzkrise massiv ver-
schlechterten Wirtschaftslage Stimmen verlieren sollten. Je stärker sich die 
Wirtschaftslage verschlechtert hat und je schlechter sich die gegenwärtige 
Lage darstellt, desto geringer sollte die Wahrscheinlichkeit sein, dass die 
Wähler bei den Wahlen zum deutschen Bundestag 2009 eine der Parteien 
der großen Koalition wählen. Die erste Zeile in Tabelle 1 fasst diese Vorher-
sagen der Belohnungs-Bestrafungs-Hypothese für das Wählerverhalten bei 
der Bundestagswahl 2009 zusammen. Sie zeigt, dass sich der Effekt der Wirt-
schaftslage klar zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien unterschei-
den sollte: Während für die Union und SPD Stimmenverluste erwartet wer-
den, sollte die Krise den Oppositionsparteien FDP, Grüne und Linke höhere 
Stimmanteile bescheren.

Der zweite Erklärungsansatz, die Parteiendifferenz-Hypothese, fokussiert 
nicht generell auf die Bestrafung der Regierung, sondern auf die Kompeten-
zen der einzelnen Parteien. Grundsätzlich impliziert diese Hypothese für den 
deutschen Kontext, dass steigende Arbeitslosenquoten besonders empfindli-
che Stimmverluste für die SPD bedeuten, während negative Entwicklungen 
im Bereich Inflation und Finanzstabilität zu Stimmenverlusten bei der CDU 
führen sollten. Gleichzeitig sollte ein hoher Problemdruck im Bereich der 
Arbeitslosigkeit eher den linken Parteien nutzen und den bürgerlichen Par-

Tabelle 1: Empirische Vorhersagen der Belohnungs-Bestrafungs-Hypothese und der Parteiendifferenz-
Hypothese über Stimmengewinne und -verluste der Parteien bei der Bundestagswahl 2009

Quelle: Eigene Darstellung.
Legende: ↑ Stimmengewinne für die Partei erwartet; ↓ Stimmenverluste für die Partei erwartet.
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teien schaden. Für die Bundestagswahl 2009 bedeutet das, dass die SPD 
angesichts steigender Arbeitslosenzahlen Stimmen verlieren sollte, gleichzei-
tig die linken Parteien generell jedoch dort Stimmen gewinnen sollten, wo 
auch in Zukunft hohe Probleme im Arbeitsmarktbereich erwartet werden 
(siehe die zweite Zeile von Tabelle 1). In vergangenen Jahren ließ sich diese 
Dynamik im bundesdeutschen Kontext auch tatsächlich beobachten. So zei-
gen Faas und Rattinger (2003) beispielsweise, dass in den Jahren 1980 bis 
2002 in westdeutschen Stadt- bzw. Landkreisen der durchschnittliche Stim-
menanteil der SPD mit jedem zusätzlichen Prozent an zusätzlicher Arbeits-
losigkeit um 2,33 Prozentpunkt stieg, bei der CDU/CSU dagegen um 
durchschnittlich 1,98 Prozentpunkte zurückging. Gleichzeitig wurde die 
SPD für eine negative Entwicklung auf dem regionalen Arbeitsmarkt im 
Durchschnitt leicht abgestraft, während die CDU unter solchen Bedingun-
gen typischerweise leicht zulegen konnte.

Die konkreten empirischen Vorhersagen der beiden Erklärungsansätze 
für die Bundestagswahl 2009 unterscheiden sich also deutlich. Während die 
Belohnungs-Bestrafungs-Hypothese eine Abstrafung der Regierungskoaliti-
on als Ganzes voraussagt, betont die Parteiendifferenz-Hypothese hingegen 
den Gegensatz zwischen rechten und linken Parteien. Welche dieser Vorher-
sagen hat sich im Rückblick auf die Bundestagswahl 2009 als aussagekräfti-
ger erwiesen? Mit diesen Fragen beschäftigen sich die folgenden Analysen.

Tatsächliche und wahrgenommene Wirtschaftslage  
vor der Bundestagswahl 2009

Die wirtschaftliche Situation am Vorabend der Bundestagswahl 2009 war 
von den Auswirkungen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, die 2007 
in den USA ihren Ausgang genommen hatte, gekennzeichnet. Allerdings 
hatte die Bundesregierung durch eine große Anzahl von Maßnahmen die 
Auswirkungen der Krise, vor allem auf den Arbeitsmarkt, abzuschwächen 
versucht. Da das Thema Arbeitslosigkeit für den deutschen Wähler typi-
scherweise von besonderer Relevanz ist (z.B. Kellermann/Rattinger 2006), 
betrachten wir im Folgenden die Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
kurz vor der Wahl 2009. Abbildungen 3a und 3b zeigen zwei wichtige As-
pekte für alle 299 Wahlkreise in Deutschland: Die Entwicklung des regiona-
len Arbeitsmarktes relativ zum Vorjahr (Abbildung 3a) und die Arbeitslosen-
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quote im Wahlkreis im September 2009 (Abbildung 3b).7 Je dunkler die 
Farbe des Wahlkreises, desto schlechter hat sich der Arbeitsmarkt entwickelt 
bzw. umso höher ist die Arbeitslosenquote im jeweiligen Wahlkreis.

Beide Abbildungen zeigen, dass die Auswirkungen der globalen Finanz- 
und Wirtschaftskrise auf die Arbeitsmarktsituation am Vorabend der Bun-
destagswahl 2009 regional sehr unterschiedlich waren. Abbildung 3a zeigt 
die Zunahme (oder Abnahme) der regionalen Arbeitslosenquote relativ zum 
Vorjahr in Prozent.8 Diese relative Berechnungsweise trägt dem Umstand 
Rechnung, dass ein Anstieg der Arbeitslosigkeit von 5 Prozent auf 6 Prozent 
in einem Wahlkreis für die Bevölkerung sehr viel gravierender ist, als ein 

	 7	Die Daten stammen von der Bundesagentur für Arbeit. Die aktuelle Lage auf dem regio-
nalen Arbeitsmarkt wird durch die Arbeitslosenquote im September 2009 gemessen.

	 8	Die Entwicklung der Arbeitsmarktlage wird als Veränderung der Arbeitslosenquote inner-
halb eines Wahlkreises im Zeitraum von September 2008 bis September 2009, relativ zum 
Stand der Arbeitslosenquote im September 2008 gemessen. Ein Anstieg der Arbeitslosen-
quote von 2008 auf 2009 von 5 auf 6 Prozent bedeutet demnach eine relative Erhöhung 
der Arbeitslosigkeit um 20 Prozent. Dieses Maß hat den Vorteil, dass die Höhe der Ar-
beitslosigkeit des Vorjahres mitberücksichtigt wird.

Abbildung 3: Entwicklung und tatsächliche Arbeitslosenquote in den Wahlkreisen

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (http://www.arbeitsagentur.de).
Anmerkung: Je dunkler die Fläche, desto stärker der Anstieg der Arbeitslosigkeit bzw. desto höher die 
Arbeitslosenquote.
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Anstieg von 17 Prozent auf 18 Prozent in einer Gegend, die schon lange mit 
hoher Arbeitslosigkeit kämpft. Die Abbildung zeigt, dass die Finanz- und 
Wirtschaftskrise besonders die Gebiete traf, die sonst als wirtschaftliche 
»Musterknaben« gelten: Insbesondere für den Südwesten und den Süden 
sieht es im wahrsten Sinne des Wortes »düster« aus. Die Wahlkreise in den 
östlichen Bundesländern, die an sich von hoher Arbeitslosigkeit gekenn-
zeichnet sind (Abb. 3b), waren dagegen von den Auswirkungen der Krise 
kaum betroffen; in manchen Wahlkreisen sank die Arbeitslosenquote sogar 
relativ zum Vorjahr. Dies bedeutet allerdings nicht, dass in diesen Wahl-
kreisen Vollbeschäftigung herrscht, sondern dass die Dynamik auf dem je-
weiligen lokalen Arbeitsmarkt unterschiedlich war. Die Entwicklung und 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt unterschieden sich 2009 regional also stark: 
Während das Ruhrgebiet und der Osten Deutschlands nach wie vor am 
meisten mit Arbeitslosigkeit zu kämpfen haben, hat die Krise vor allem im 
Süden des Landes zu einem relativ gesehen hohen Anstieg der Arbeitslosig-
keit geführt – allerdings auf der Basis generell niedriger Arbeitslosenquoten 
in dieser Region.

Halten wir also fest, dass sich die Wirtschaftslage aufgrund der Wirt-
schaftskrise insgesamt verschlechtert hat, die Krise sich jedoch regional sehr 
unterschiedlich auswirkt hat. Neben diesen objektiven Zahlen interessiert 
den Wahlforscher jedoch eine zweite Frage: wie haben die Wähler die Aus-
wirkungen der Wirtschaftskrise wahrgenommen und wen machen sie dafür 
verantwortlich? Um diese zweite Frage zu untersuchen, verwenden wir Um-
fragedaten der German Longitudinal Election Study (GLES), die aus den 
Antworten von 2.173 Wahlberechtigten gewonnen wurden, welche ungefähr 
sechs Wochen vor der Bundestagswahl 2009 umfassend zu ihrem voraus-
sichtlichen Wahlverhalten befragt wurden (Schmitt-Beck u.a. 2010).9 Diese 
qualitativ hochwertigen Daten bieten einen detaillierten Einblick in die 
Überlegungen und Meinungen der deutschen Bürger kurz vor den Wahlen 
im Herbst 2009. Unter anderem wurden die Bürger gefragt, wie sie die Ent-
wicklung der Wirtschaftslage in Deutschland sowie ihrer persönlichen wirt-
schaftlichen Lage in den letzten ein bis zwei Jahren einschätzen, und inwie-
weit sie die Bundesregierung für diese Entwicklung verantwortlich halten.

Abbildung 4 zeigt die durchschnittlichen Antworten auf diese Fragen 
und unterscheidet dabei nach den Wahlabsichten der Befragten. Angesichts 

	 9	Die Daten stehen unter http://www.gesis.org/wahlportal/downloads/ zum Download be-
reit. Unsere Analyse verwendet die Vorwahlbefragten aus dem GLES-Vorwahl-Nachwahl-
Match (GLES1103_Pre1.3).
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des Ausmaßes der Krise überrascht es nicht, dass die deutschen Bürger im 
Spätsommer 2009 ein eher negatives Bild der allgemeinen Wirtschaftslage in 
Deutschland zeichneten. Egal welche Partei sie bevorzugen, die Mehrheit 
der Befragten findet, dass sich die Wirtschaftslage in Deutschland in den 
letzten ein bis zwei Jahren eher verschlechtert hat. Auch die Entwicklung 
ihrer persönlichen wirtschaftlichen Lage beurteilen die Befragten im Durch-
schnitt etwas pessimistisch, wenn auch deutlich positiver als die nationale 
Wirtschaftslage. Es scheint, dass die Krise am Vorabend der Wahl den Wäh-
lern durchaus bewusst war, in ihrem persönlichen Erleben aber noch relativ 
wenig angekommen war. Klare Ausnahme sind dabei die Wähler der Linken 
und anderer kleinen Parteien, sowie die Nichtwähler: Diese Wählergruppen 
berichten im Durchschnitt von einer klaren Verschlechterung ihrer eigenen 
wirtschaftlichen Lage und schätzen auch die nationale Wirtschaftsentwick-
lung deutlich pessimistischer ein als die Wähler der großen Volksparteien, 
der Grünen und der FDP. Bei der Einschätzung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung zeigen sich also deutliche Unterschiede zwischen den Wählern der 
verschiedenen Parteien.

Abbildung 4: Einschätzung der nationalen und der persönlichen Wirtschaftslage und Zuweisung der 
Verantwortung dafür

Quelle: GLES-Vorwahl-Nachwahl-Match (GLES1103_Pre1.3), eigene Berechnungen, nur Vorwahldaten.
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Wie auch die eingangs diskutierten Umfragen zeigen die GLES-Daten 
darüber hinaus, dass die Wirtschaftskrise den Menschen Angst machte: Fast 
die Hälfte der Befragten (45 Prozent) gaben an, große bis sehr große Angst 
vor der Wirtschaftskrise zu haben, ein gutes Drittel (38 Prozent) hatte zu-
mindest ein wenig Angst vor der Krise, und nur 16 Prozent waren der Mei-
nung, dass ihnen die Wirtschaftkrise keine oder sehr wenig Angst mache. In 
Bezug auf die Wahlabsicht zeigt sich ein ähnliches Muster wie bei den oben 
diskutierten Einschätzungen der wirtschaftlichen Lage: Mit nur 12 Prozent 
(Union) bzw. 15 Prozent (FDP) der Befragten, die große bis sehr große Angst 
vor der Krise hatten, finden sich unter den Wählern der konservativen Par-
teien mehr Optimisten als bei den übrigen Parteien. Besonders pessimistisch 
waren dagegen die Wähler der Linken und die Nichtwähler, von denen je-
weils mehr als ein Viertel konstatierte, große bis sehr große Angst vor der 
Wirtschaftskrise zu haben.

Ähnliche Unterschiede zwischen den Wählern verschiedener Parteien be-
obachten wir auch bei der Frage, inwieweit die Wähler die Bundesregierung 
für ihre persönliche und die gesamtdeutsche Wirtschaftslage verantwortlich 
machen. Generell sehen alle Befragten die Bundesregierung stärker für die 
gesamtdeutsche Wirtschaftslage verantwortlich als für die eigene wirtschaft-
liche Lage, die natürlich auch von vielen individuellen Faktoren beeinflusst 
wird. Gleichzeitig zeigt sich jedoch auch, dass Nichtwähler, Wähler der nicht 
im Bundestag vertretenen Parteien und in besonderem Maße die Wähler der 
Linken die Regierung generell stärker für wirtschaftliche Entwicklungen ver-
antwortlich machen. Die Wähler von CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen 
hingegen sind viel zurückhaltender bei der Zuweisung der Verantwortung an 
die Bundesregierung. Dies ist insbesondere im Kontext der Bundestagswahl 
2009 nicht sehr überraschend. Wie bereits anfangs erwähnt, war die Verant-
wortung für die Wirtschaftslage bei dieser Wahl nicht leicht zuzuordnen, da 
die Finanz- und Wirtschaftskrise von den USA ausging und daher gewisser-
maßen eine »importierte Krise« war. Zudem war angesichts der Großen Ko-
alition für die Wähler nicht klar zu erkennen, welche der Regierungsparteien 
nun die explizite Verantwortung für die Wirtschaftspolitik zu tragen hätte.

Insgesamt lässt sich also sagen, dass die Wähler die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den Monaten vor der Bundestagswahl eher kritisch einschätz-
ten, und unter anderem auch die Bundesregierung (wenn auch nicht aus-
schließlich) dafür verantwortlich machten. Diese ersten Ergebnisse legen die 
Frage nahe, ob und wenn ja wie die unterschiedlichen Auswirkungen der 



	 Dominanz der Ökonomie� 245

Wirtschaftskrise und die unterschiedlichen subjektiven Einschätzungen dar-
über die Wahlentscheidung der deutschen Wähler beeinflusst haben.

Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf das Wahlverhalten 2009

Wenn nun die Wähler die Wirtschaftslage kritisch einschätzen und zumin-
dest teilweise die Bundesregierung dafür verantwortlich machen, hat das 
dann auch die Wahl entschieden? Zur Beantwortung dieser Frage haben wir 
mit Hilfe so genannter Regressionsanalysen untersucht, wie sich Unterschie-
de in der tatsächlichen und wahrgenommenen Wirtschaftslage auf die Wahl-
absicht der Befragten auswirken.10 Der Vorteil von Regressionsanalysen ist, 
dass man dabei die Auswirkungen wirtschaftlicher Faktoren schätzen kann 
und zwar unabhängig von den Auswirkungen anderer Faktoren, wie Alter, 
Geschlecht, Bildung oder ideologische Einstellung der Befragten, die eben-
falls das Wahlverhalten beeinflussen.

Abbildungen 5a-d fassen die Ergebnisse dieser Analysen zusammen. Die 
Schaubilder zeigen, wie sich die wirtschaftliche Situation im Wahlkreis bzw. 
die subjektiv wahrgenommene Wirtschaftslage auf die Wahrscheinlichkeit 
auswirkt, dass sich ein »Durchschnittswähler« bei der Bundestagswahl 2009 
für eine bestimmte Partei entscheidet. In unserem Beispiel ist der »Durch-
schnittswähler« eine 51 Jahre alte westdeutsche Wählerin mit Realschulab-
schluss, die weder Gewerkschaftsmitglied noch arbeitslos ist, und sich im 
politischen Spektrum in der Mitte positioniert. So zeigt beispielsweise Abbil-
dung 5b, dass diese Durchschnittswählerin mit einer Wahrscheinlichkeit 
von 37 Prozent die CDU/CSU wählt, wenn sie in einem Wahlkreis mit einer 
sehr niedrigen Arbeitslosenquote von 5 Prozent lebt (wie zum Beispiel im 
Wahlkreis Esslingen in Baden-Württemberg), während dieselbe Wählerin in 
einem Wahlkreis mit einer Arbeitslosenquote von 10 Prozent (zum Beispiel 
im thüringischen Wahlkreis Eisenach) die Union nur mit einer Wahrschein-
lichkeit von knapp unter 30 Prozent wählen würde.

	 10	Zur Berechnung der Wahlwahrscheinlichkeiten wurde eine multinomiale logistische Re-
gression berechnet. Abhängige Variable war jeweils die Wahlentscheidung, die unabhängi-
gen Variablen die tatsächliche wirtschaftliche Situation und die subjektive Einschätzung 
der Wirtschaftslage. Als alternative Erklärungsfaktoren wurde dabei für Alter, Geschlecht, 
Bildung, Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft, Arbeitslosigkeit, Wohnort (Ost- oder 
Westdeutschland) und die Links-Rechts-Orientierung kontrolliert. Für genauere Informa-
tionen über die Vorgehensweise siehe Beckmann, Trein und Walter (2010).
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Wie wirkt sich »die Wirtschaft« also auf das Wahlverhalten aus? Hat sie 
einen Einfluss, und wenn ja, folgt dieser eher einer Belohnungs-Bestrafungs-
Logik, bei der die Regierungsparteien für eine schlechte Wirtschaftslage ab-
gestraft werden, oder eher einer Parteienlogik, bei der die Wähler nach der 
Wirtschaftskompetenz der Parteien unterscheiden? Die Abbildungen 5a-d 
geben Antworten auf diese Fragen. Abbildung 5a beginnt mit einer Analyse, 
wie sich die Veränderungen auf dem regionalen Arbeitsmarkt auf die Wahl-
absichten auswirken. Dabei zeigt sich, dass die SPD dann punkten kann, 
wenn sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt verbessert hat, dass sie aber 
stark an potenziellen Wählerstimmen verliert, wenn sich die Arbeitslosen-
quote im Vergleich zum Vorjahr verschlechtert hat. Wenn sich beispielsweise 
die Arbeitslosenquote relativ zum Vorjahr um ein Zehntel verringert hat, 
entscheidet sich unsere Wählerin mit einer Wahrscheinlichkeit von gut 50 
Prozent für die SPD. Hat sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt hingegen ver-
schlechtert und die Arbeitslosigkeit relativ zum Vorjahr um etwa 10 Prozent 
zugenommen, sinkt diese Wahrscheinlichkeit auf 39 Prozent. Dagegen nut-
zen steigende Arbeitslosenzahlen eher der CDU/CSU und den Grünen. 
Dieses Ergebnis legt nahe, dass die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt einen 
wichtigen Einfluss auf das Wahlverhalten hat, und zwar entlang den Vorher-
sagen der Parteidifferenz-Hypothese. Versagt die SPD auf ihrem ureigensten 
Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik, was sich in einer Erhöhung der Arbeits-
losenquote äußert, sinkt ihre Wahlwahrscheinlichkeit, während die konser-
vative Union von steigenden Arbeitslosenzahlen eher profitiert. Wir sehen 
damit klare Unterschiede zwischen den beiden Regierungsparteien der gro-
ßen Koalition, und keinen Belohnungs- bzw. Bestrafungseffekt, der beide 
Regierungsparteien gleich stark erfasst.

Eine ähnliche parteipolitische Unterscheidung zwischen den Regierungs-
parteien findet sich auch, wenn man nicht nur die relative Veränderung der 
Arbeitslosigkeit, sondern die tatsächliche Arbeitslosenquote zum Zeitpunkt 
der Wahl betrachtet (Abb. 5b). Auch hier zeigen sich starke Parteieneffekte, 
wenn auch in umgekehrter Richtung als bei der Arbeitsmarktentwicklung. 
Die Wahrscheinlichkeit, konservativ-liberal zu wählen, ist in Wahlkreisen 
mit höherer Arbeitslosigkeit geringer als in solchen, die von geringen Ar-
beitslosenquoten gekennzeichnet sind. Die Wahrscheinlichkeit SPD, Grüne 
oder die Linke, also linke Parteien, zu wählen, ist dagegen in Wahlkreisen 
mit hohen Arbeitslosequoten höher. Verschlechtert sich also die Lage am 
Arbeitsmarkt, verliert die SPD, bei einer hohen Arbeitslosenquote wird sie 
jedoch stärker gewählt – vermutlich weil in solchen Wahlkreisen die Nach-
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frage nach einer Arbeitsmarktpolitik à la SPD (wie von der Parteiendiffe-
renzhypothese vorhergesagt) besonders hoch ist. Insgesamt liefert die Analy-
se des Effektes der tatsächlichen regionalen Wirtschaftslage auf das 
Wahlverhalten Indizien dafür, dass keine pauschale Belohnung oder Bestra-
fung der Regierung erfolgt, sondern dass sich die Wähler an den Inhalten der 
Parteien orientieren.

Um diesen Befund noch weiter zu untersuchen, betrachten wir zudem in 
den Abbildungen 5c und 5d den Einfluss individueller, subjektiver Einschät-
zungen der Wirtschaftslage auf die Wahlentscheidung. Abbildung 5c zeigt, 
wie sich die Wahlabsichten unserer repräsentativen Wählerin verändern, 
wenn sie die Entwicklung der wirtschaftlichen Situation in den letzten ein 
bis zwei Jahren unterschiedlich einschätzt. Da keiner der Befragten in der 
Umfrage geantwortet hat, dass sich die Wirtschaft 2009 sehr verbessert habe, 
berechnen wir keine Wahlwahrscheinlichkeiten für diesen Fall. Anders als 
bei der tatsächlichen Arbeitsmarktentwicklung in der Region zeigt sich nun, 
dass die Wahrscheinlichkeit einer Stimmabgabe für die CDU sinkt, die für 
die SPD (ebenso wie die für die Linke) jedoch steigt, je negativer die wirt-
schaftliche Entwicklung in den Monaten der globalen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise eingeschätzt wird. Bei einer optimistischeren Beurteilung der 
Wirtschaftsentwicklung des letzten Jahres kann dagegen vor allem die CDU 

Abbildung 5a-d: Effekt der Wirtschaftslage auf das vorhergesagte Wahlverhalten einer Durchschnitts-
wählerin

Quelle: GLES-Vorwahl-Nachwahl-Match (GLES1103_Pre1.3), eigene Berechnungen, nur Vorwahldaten.
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punkten. Auch die subjektive Einschätzung der gegenwärtigen Lage (Abbil-
dung 5d) führt zu schwach gegenläufigen Effekten bei beiden Regierungs-
parteien, je nachdem, ob unsere Wählerin die Wirtschaft optimistisch oder 
pessimistisch einschätzt. Wiederum liegt die Wahrscheinlichkeit, dass die 
CDU/CSU gewählt wird, umso höher, je positiver die aktuelle Wirtschafts-
lage eingeschätzt wird. Der Effekt auf die Wahlwahrscheinlichkeiten der 
SPD ist dagegen relativ gering.

Auch bei den Auswirkungen der subjektiven Wahrnehmung der wirt-
schaftlichen Lage fällt also vor allem der Unterschied zwischen den beiden 
Parteien der großen Regierungskoalition auf: Die Unionsparteien werden 
für eine wahrgenommene Verschlechterung der Lage und für eine pessimis-
tische Einschätzung der aktuellen Wirtschaftslage abgestraft, während die 
SPD vor allem bei den Pessimisten punkten kann. Wie von der Parteiendif-
ferenzhypothese vorhergesagt, scheinen die Ängste, die schlechte wirtschaft-
liche Entwicklungen bei manchen Wählern hervorrufen, vor allem zu einer 
Unterstützung linker und damit arbeitnehmerfreundlicher Parteien zu füh-
ren. Dagegen zeigen sich auch in den beiden Analysen der individuell wahr-
genommenen Wirtschaftslage keine Hinweise auf eine generelle Belohnung 
oder Bestrafung beider Regierungsparteien, da sich die Wahlwahrscheinlich-
keit der Regierungsparteien unterschiedlich entwickelt. Insgesamt erscheint 
die CDU die Partei der »Wirtschaftsoptimisten« zu sein, während Wähler, 
die die Wirtschaftslage als schlecht einstufen, eher die SPD wählen. Reine 
Belohnung oder Bestrafung findet sich bei der Bundestagswahl 2009 nicht, 
sondern eher Hinweise auf eine Lager-Entscheidung, also eine Orientierung 
an Inhalten.

4.	 Fazit

»It’s the economy, stupid!« Trifft Bill Clintons Wahlkampfslogan auch auf 
den deutschen Wähler zu? Unsere Analysen zeigen – im Einklang mit vielen 
anderen politikwissenschaftlichen Studien – dass die Aussage, die Wirt-
schaftslage beeinflusse das Wahlverhalten, keinesfalls ins Reich der Mytholo-
gie zu verbannen ist. Im Gegenteil: Auch in Deutschland hat die Wirtschafts-
lage einen bedeutenden Einfluss auf die Wahlentscheidungen der Bürger. So 
zeigt sich beispielsweise, dass in den letzten dreißig Jahren Wirtschaftswachs-
tum und sinkende Arbeitslosenzahlen systematisch zu höheren Umfragewer-
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ten der Regierungsparteien geführt haben – genauso wie Rezessionen und 
steigende Arbeitslosenzahlen mit fallenden Werten assoziiert waren. Lang-
fristig gesehen kann man also eine klare Belohnungs-Bestrafungs-Logik im 
Wahlverhalten der deutschen Bundesbürger ausmachen: Regierungsparteien 
profitieren von wirtschaftlich guten Zeiten und werden für wirtschaftlich 
schlechte Zeiten abgestraft, und zwar ohne dass ein starker Unterschiede 
zwischen SPD- und CDU-geführten Regierungen erkennbar ist.

Angesichts des Ausmaßes der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, die 
2007 in den USA ihren Ausgang nahm und im Herbst 2008 die ganze Welt 
erfasste, verwundert es vor diesem Hintergrund nicht, dass in den Medien 
und von Politikern stark über den Einfluss dieser Krise auf den Ausgang der 
Bundestagswahl im Herbst 2009 spekuliert wurde. Im zweiten Teil dieses 
Artikels haben wir daher untersucht, wie genau sich diese Krise auf das 
Wahlverhalten bei den Bundestagswahlen 2009 ausgewirkt hat. Zunächst 
einmal zeigte sich dabei, dass die Auswirkungen der Krise in Deutschland 
regional sehr unterschiedlich zu spüren waren und dass auch die Wähler die 
Wirtschaftslage in Deutschland individuell sehr unterschiedlich einschätz-
ten. Fast die Hälfte der Wähler hatte dabei große oder sogar sehr große Angst 
vor der globalen Wirtschaftskrise. Angesichts dieser Ergebnisse überrascht es 
wohl nicht, dass unsere tiefergehenden Analysen der Auswirkungen wirt-
schaftlicher Faktoren auf das Wahlverhalten 2009 zeigen, dass solche Fakto-
ren die Wahlabsicht stark mit beeinflusst haben. Interessanterweise zeigte 
sich für die Bundestagswahl 2009 jedoch ein Effekt entlang von Parteifami-
lien und nicht, wie in der Analyse der letzten dreißig Jahre, ein Belohnungs-
Bestrafungs-Effekt. Unsere Berechnungen zeigen, dass die linken Parteien – 
vor allem die SPD – dort punkten konnten, wo die Arbeitslosigkeit hoch ist 
oder die Wähler die Wirtschaftslage eher pessimistisch einschätzten. Die 
Wahrscheinlichkeit für die Wahl konservativer Parteien wie CDU/CSU oder 
FDP war hingegen höher, wenn die regionale Arbeitslosenquote gering war 
oder relativ zu 2008 besonders stark angestiegen war und wenn die Wähler 
die wirtschaftliche Entwicklung und gegenwärtige Lage positiv einschätzten. 
Natürlich bestimmen auch andere Faktoren, allen voran die ideologische Po-
sitionierung der Befragten das Wahlverhalten, aber die wirtschaftliche Lage 
hat zusätzlich dazu das Wahlverhalten bei der Bundestagswahl 2009 ganz 
eindeutig und nach Parteien differenziert beeinflusst.

Wie lässt sich der Unterschied zwischen dem Wahlverhalten über den 
Zeitverlauf nach der Belohnungs-Bestrafungs-Logik und dem Wahlverhal-
ten bei der Bundestagswahl 2009 nach der Parteiendifferenz-Logik erklären? 
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Wie wir gesehen haben, entstand die globale Wirtschafts- und Finanzkrise in 
den USA und nicht in Deutschland und auch das Krisenmanagement ging 
nicht nur auf eine Partei zurück. Für den Wähler war es damit schwierig, 
einer der Regierungsparteien eindeutig die Verantwortung für die schlechte 
Wirtschaftslage zuzuschreiben. Beide Faktoren scheinen den Belohnungs-
Bestrafungs-Mechanismus im Wahlverhalten der deutschen Bürger ge-
schwächt zu haben. Anstelle dessen wurde eher im Hinblick darauf gewählt, 
welcher Partei man angesichts der wirtschaftlichen Problemlage inhaltlich 
mehr Kompetenz zutraute. Vor allem die SPD konnte daher bei solchen 
Wählern punkten, die sich über die Auswirkungen der Krise insbesondere 
auf den Arbeitsmarkt sorgten.

Zusammenfassend können wir also festhalten, dass die Clintonsche For-
mel von der Bedeutung der Wirtschaftslage auf das Wahlverhalten im Hin-
blick auf den deutschen Wähler zutrifft: wirtschaftliche Entwicklungen be-
einflussen auch in Deutschland den Wahlausgang. Allerdings ist der 
Mechanismus für diesen Einfluss nicht immer gleich. Im deutschen Kontext 
müsste die Aussage daher wie folgt modifiziert werden: »It’s the economiy, 
stupid! But in a variety of ways.«
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Hinweise zu den genutzten Daten

Eine empirische Überprüfung von Mythen ist darauf angewiesen, dass auch 
geeignete Daten zur Verfügung stehen, die eine solche Konfrontation des 
Mythos mit tatsächlichen Befunden erlauben – und idealerweise auch er-
möglichen, die empirische Überprüfung selbst zu überprüfen. Alle Beiträge 
dieses Buches verwenden daher Datenmaterial, das öffentlich zugänglich ist 
und ohne Gebühr von unterschiedlichen Webseiten heruntergeladen wer-
den kann. Untersuchungen zur Bundestagswahl 2009 nutzen in der Regel 
einen der Datensätze, die im Rahmen der German Longitudinal Election 
Study (GLES), einem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
finanzierten Langfristprojektes zur Stabilität und Dynamik des Wahlver-
haltens in Deutschland, erhoben wurden. Die Daten sind auf dem Wahl-
portal der GESIS (Leibniz Gesellschaft für Infrastruktur in den Sozialwis-
senschaften e.V.) unter folgender Adresse erhältlich: http://www.gesis.org/
wahlportal/downloads/. Nähere Informationen zu diesen Daten können in-
teressierte Leser auch auf der Homepage der Deutschen Gesellschaft für 
Wahlforschung e.V. erhalten (http://www.dgfw.eu/gles.php?show=desc&lang 
=de) bzw. bei Schmitt-Beck et al. (2010) nachlesen. Zur Untersuchung vor-
angegangener Bundestagswahlen werden ebenfalls häufig politikwissen-
schaftliche Wahlstudien genutzt, die über die GESIS bezogen werden kön-
nen (http://zacat.gesis.org/webview/index.jsp).

Da gerade die Schwund- oder Niedergangsmythen die Betrachtung eines 
längeren Zeithorizontes verlangen, finden häufig auch Daten der Allgemei-
nen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS), die seit 1980 
in einem Zweijahresrhythmus zentrale soziale und politische Einstellungen 
der deutschen Bevölkerung misst, Anwendung. Auch diese Daten sind über 
die GESIS kostenfrei erhältlich. Die Adresse lautet: http://www.gesis.org/
dienstleistungen/daten/umfragedaten/allbus/studienprofile/kumulati-
on-1980–2008/. Häufiger Verwendung finden auch offizielle Statistiken zu 
Stimmenverteilung oder Wahlbeteiligung wie sie vom Bundeswahlleiter zur 
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Verfügung gestellt werden. Diese Daten sind ebenfalls im Internet abrufbar: 
http://www.bundeswahlleiter.de/de/bundestagswahlen/BTW_BUND_09/
veroeffentlichungen. In wenigen Fällen wird auf das reichhaltige Datenma-
terial der Forschungsgruppe Wahlen e.V. (FGW) zurückgegriffen, die ihre 
Daten ebenfalls über GESIS unentgeltlich zur Verfügung stellen (http://za-
cat.gesis.org/webview/index.jsp).
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